
Satzung 
 

des Fördervereins Freiherr-vom-Stein-Schule Wetzlar e. V. 
 

 

 

 

 

§ 1  Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 

(1) Der Verein führt den Namen "Förderverein Freiherr-vom-Stein-Schule Wetzlar e. V“. 

Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht unter der Nr. VR 1429 eingetragen. 

 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Wetzlar. Der Verein wurde am 11.10.1994 errichtet. 

 
(3) Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral.  

 

(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2  Zweck des Vereins 

 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

 

(2) Zweck des Vereins im Sinne von Abs. 1 ist die Förderung der Erziehung. Der Sat-

zungszweck wird insbesondere erreicht durch 

- die pädagogische, ideelle und materielle Förderung der Freiherr-vom-Stein-Schule, 

zum Beispiel durch Anschaffungen von Materialien für unterrichtsnahe Zwecke, 

Förderung schulischer Veranstaltungen, Förderung von Klassenfahrten, musikali-

scher und sportlicher Leistungen und Exkursionen etc. und 

- die Pflege der Verbindung von ehemaligen Schülerinnen und Schülern, Lehrerin-

nen und Lehrern, Eltern und Freunden der Schule, auch durch Gemeinschaftsver-

anstaltungen. 

 

(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

 

 

§ 3 Mittelverwendung 

 

(1) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
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(3) Ehrenamtlich tätige Personen haben nur Anspruch auf Ersatz nachgewiesener Ausla-

gen. 

 

(4) Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins keine 

Anteile des Vereinsvermögens. 

 

(5) Die Mittel des Vereins sind zeitnah, spätestens bis zum Ende des auf ihre Vereinnahmung fol-

genden Kalenderjahres, zu verwenden. 

 

(6) In begründeten Ausnahmefällen können über den in Abs. 5 genannten Zeitraum hinaus 

Mittel durch Bildung einer zweckgebundenen Rücklage angespart werden. 

 

(7) Über etwaige zweckgebundene Rücklagen gem. Abs. 7 hinaus dürfen höchstens zehn 

Prozent der nach Abs. 5 zeitnah zu verwendenden Mittel einer freien Rücklage zuge-

führt werden. 

 

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglieder des Vereins können werden 

a) ehemalige Schüler/innen, 

b) derzeitige und ehemalige Lehrer/innen, 

c) Erziehungsberechtigte von derzeitigen und ehemaligen Schülerinnen und Schü-

lern, 

d) jede sonstige natürliche oder juristische Person, die bereit ist, den Zweck und die 

Arbeit des Vereins zu unterstützen.  

Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen für den Erwerb der Mitgliedschaft 

der Zustimmung der /des gesetzlichen Vertreters/in. 

 

(2) Die Mitgliedschaft ist schriftlich zu beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vor-

stand abschließend. Im Fall der Ablehnung eines Aufnahmeantrags ist der Vorstand 

nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe mitzuteilen.  

 

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Mitgliedschaft endet 

a) mit dem Tod des Mitglieds, 

b) durch freiwilligen Austritt, 

c) durch Ausschluss aus dem Verein, 

d) bei juristischen Personen durch deren Auflösung. 

 

(2) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied 

des Vorstands. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer 

Kündigungsfrist von drei Monaten zulässig. Der schriftlichen Erklärung des Austritts 

steht die Kündigung per Fax oder E-Mail gleich. 

 

(3) Der Ausschluss eines Mitgliedes kann durch Beschluss des Vorstands erfolgen, wenn 

das Mitglied in erheblichem Maße gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat oder es 

trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im Rückstand ist. Vor dem 
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Ausschluss ist das betroffene Mitglied persönlich oder schriftlich zu hören. Der Aus-

schluss ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. Das ausgeschlossene Mitglied kann 

gegen die Entscheidung Berufung an den Vorstand einlegen, über die die Mitglieder-

versammlung entscheidet.  

 

 

§ 6 Mitgliedsbeiträge 

 

(1) Es wird jährlich ein Mitgliedsbeitrag erhoben, dessen Mindesthöhe von der Mitglie-

derversammlung beschlossen wird. 

 

(2) Der Jahresbeitrag ist im ersten Quartal des Kalenderjahres fällig und wird im Last-

schriftverfahren eingezogen. 

 

(3) Ehrenmitglieder des Vereins sind von der Beitragspflicht befreit. 

 

 

§ 7 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

 

§ 8 Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus 

a) dem/der 1. Vorsitzenden 

b) dem/der 2. Vorsitzenden als Stellvertreter des/der 1. Vorsitzenden, 

c) dem/der Schriftführer/in 

d) dem/der Kassenwart/in sowie 

e) bis zu sieben Beisitzer/Beisitzerinnen. 

Die Mitglieder des Vorstandes müssen Vereinsmitglieder sein. Der Vorstand kann sich 

eine Geschäftsordnung und einen Aufgabenverteilungsplan geben. 

 

(2) Vertretungsberechtigte Mitglieder des Vorstandes sind der/die 1. und 2. Vorsitzende, 

der/die Schriftführer/in und der/die Kassenwart/in. Der Verein wird gerichtlich und 

außergerichtlich jeweils durch zwei Mitglieder des vertretungsberechtigten Vorstandes 

gemeinschaftlich vertreten. 

 

(3) Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. 

 

(4) Die Zahl der Beisitzer/innen muss ungerade sein. 

 

(5) Dem Vorstand gem. Abs. 1 soll mindestens ein/e Lehrer/in angehören, der/die an der 

Schule tätig ist. 

 

(6) Der/die Vorsitzende des Schulelternbeirates und der/die Schulleiter/in nehmen mit be-

ratender Stimme an den Sitzungen des Vorstandes teil. 
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§ 9 Wahl und Amtsdauer des Vorstands 

 

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren, 

vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vor-

standes im Amt.  

 

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so wählt der Vor-

stand aus den Reihen der Vereinsmitglieder ein Ersatzmitglied für die restliche Amts-

dauer des/der Ausgeschiedenen. 

 

(3) Das Amt als Vorstandsmitglied endet in jedem Fall mit Beendigung der Mitgliedschaft 

im Verein. 

 

 

§ 10 Aufgaben des Vorstandes 

 

(1) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht ei-

nem anderen Organ durch Gesetz oder Satzung zugewiesen sind. Zu seinen Aufgaben 

zählen insbesondere: 

- die Führung der laufenden Geschäfte, 

- Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der 

Tagesordnung, 

- Einberufung der Mitgliederversammlung, 

- Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 

- Vorbereitung eines etwaigen Haushaltsplans und die Vorlage einer etwaigen Jah-

resplanung,  

- die Buchführung, die Aufstellung des Jahresabschlusses und Erstellung des Jah-

resberichts, 

- Beschlussfassung über Ausschlüsse von Mitgliedern, 

- Vorschlag an die Mitgliederversammlung für die Ernennung von Mitgliedern zu 

Ehrenmitgliedern und 

- Auswahl und Beaufsichtigung der für den Verein tätigen Personen (z.B. Honorar-

kräfte).  

 

(2) Der/die Vorsitzende beruft und leitet die Sitzungen des Vorstandes und die Mitglie-

derversammlungen und stellt die Tagesordnung auf. Im Falle seiner Verhinderung 

nimmt diese Aufgaben ein anderes Mitglied des vertretungsberechtigen Vorstandes (§ 

8 Abs. 2) wahr. 

 

(3)  Der/die Schriftführer/in führt das Protokoll in den Mitgliederversammlungen und 

Vorstandssitzungen. Im Einvernehmen mit dem/der Vorsitzenden führt er/sie den 

Schriftwechsel des Vereins und gibt Rundschreiben und Einladungen an die Mitglie-

der heraus. Er/sie verwaltet die Mitgliederkartei gemeinsam mit dem/der Kassen-

wart/in. Er/sie unterschreibt das Protokoll zusammen mit dem/der 1. Vorsitzenden 

oder dessen Stellvertreter. Er/sie meldet Beschlüsse über Satzungsänderungen beim 

zuständigen Amtsgericht zur Eintragung an. 

 

(4) Der/die Kassenwart/in verwaltet die Kasse des Vereins und zieht die Mitgliedsbeiträge 

ein. Er/sie hat über alle Einnahmen und Ausgaben Buch zu führen und der Mitglieder-

versammlung jährlich einen Kassenbericht zu geben. 
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§ 11 Einberufung und Beschlussfassung des Vorstands 

 

(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die von 

dem/der 1. oder 2. Vorsitzenden nach Bedarf oder auf Antrag eines Vorstandsmitglie-

des schriftlich, fernmündlich oder per E-Mail einberufen werden. In jedem Fall ist ei-

ne Einberufungsfrist von drei Tagen einzuhalten. Einer Mitteilung der Tagesordnung 

bedarf es nicht.  

 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Vorstandmitglieder eingeladen und min-

destens die Hälfte anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 

des/der Leiters/Leiterin der Vorstandssitzung. 

 

(3) Die Vorstandssitzung leitet der/die 1. Vorsitzende, bei dessen/deren Abwesenheit 

der/die 2. Vorsitzende oder im Falle dessen/deren gleichzeitiger Abwesenheit ein an-

deres, von den Anwesenden einvernehmlich bestimmtes vertretungsberechtigtes Vor-

standsmitglied; bei Nichteinigung übernimmt die Sitzungsleitung das an Jahren älteste 

Mitglied. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwecken zu protokollieren und 

vom Sitzungsleiter / von der Sitzungsleiterin sowie dem/der Schriftführer/in zu unter-

schreiben. 

 

(4) Ein Vorstandsbeschluss kann in dringenden Fällen auf schriftlichem Wege, fernmünd-

lich oder per E-Mail im Umlaufverfahren gefasst werden (Umlaufbeschluss). 

 

 

§ 12 Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Jährlich findet mindes-

tens eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. 

 

(2) In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende Mitglied eine Stimme. 

 

 

§ 13 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 

Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 

 

a) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes, 

b) Entgegennahme des Kassenberichts des/der Kassenwarts/Kassenwartin, 

c) Entlastung des Vorstandes,  

d) Zustimmung zum vom Vorstand erstellten Jahresplan und Haushaltsplan, 

e) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages, 

f) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes, 

g) Beschlussfassung über die Berufung eines Mitglieds gegen seinen Ausschluss durch 

den Vorstand (§ 5 Abs. 3), 

h) Ernennung von Ehrenmitgliedern auf Vorschlag des Vorstandes, 

i) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und 

j) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins nach Maßgabe des § 18. 
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§ 14 Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei 

Wochen durch schriftliche Benachrichtigung unter Angabe der Tagesordnung einberu-

fen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Werktag. 

Das Einladungsschreiben gilt als dem Mitglied zugegangen, wenn es an die letzte vom 

Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. 

 

(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. In der Tagesordnung sind alle Gegenstände, 

die beraten und beschlossen werden sollen, zu bezeichnen. Sie ist zu ergänzen, wenn 

dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem angesetzten Termin der Mitglie-

derversammlung schriftlich oder per E-Mail beantragt. Später eingehende Anträge 

können nur als Dringlichkeitsanträge mit Genehmigung der Mitgliederversammlung 

behandelt werden. Die Ergänzungen sind zu Beginn der Versammlung bekanntzuma-

chen. 

 

(3) Satzungsänderungen sowie die Wahl und Abberufung von Vorstandsmitgliedern kön-

nen nur beschlossen werden, wenn die Anträge den Mitgliedern mit der Tagesordnung 

angekündigt worden sind. 

 

 

§ 15 Geschäftsgang und Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 

2. Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet (Versammlungslei-

tung). Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung mit einfacher 

Mehrheit der Anwesenden eine/n Leiter/in. 

 

(2) Das Protokoll wird vom Schriftführer geführt. Ist dieser nicht anwesend, bestimmt die 

Versammlungsleitung eine/n Protokollführer/in. 

 

(3) Abstimmungen erfolgen in der Regel durch Handaufheben. Die Abstimmung muss 

schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der Abstimmung anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

 

(4) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Die Versammlungsleitung kann Gäste 

zulassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens be-

schließt die Mitgliederversammlung. 

 

(5) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl 

der Erschienenen beschlussfähig. 

 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer Betracht. 

Zur Änderung der Satzung oder zur Auflösung des Vereins ist abweichend von Satz 1 

eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.  
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(7) Für die Wahlen gilt: Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgege-

benen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, 

welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben. 

 

(8) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 

von der Versammlungsleitung und dem/der Protokollführer/in zu unterzeichnen ist. Es 

soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des 

Versammlungsleiters / der Versammlungsleiterin und des Protokollführers /der Proto-

kollführerin, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die gefassten 

Beschlüsse im Wortlaut oder bei Wahlen die gewählten Personen, die einzelnen Ab-

stimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen ist die zu 

ändernde Bestimmung anzugeben. 

 

§ 16 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

 

(1) Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberu-

fen. Diese muss einberufen werden, wenn mindestens 20 % der Vereinsmitglieder dies 

schriftlich oder per E-Mail und unter Angaben von Gründen verlangen. 

 

(2) Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 14 und 15 entspre-

chend. 

 

 

§ 17 Kassenprüfung 

 

Die Kasse des Vereins sowie die Bücher mit Belegen sind jährlich vor der Mitgliederver-

sammlung durch zwei Rechnungsprüfer/innen, die von der vorausgegangenen Mitgliederver-

sammlung gewählt worden sind, zu prüfen. Die Rechnungsprüfer/innen geben der Mitglieder-

versammlung jährlich einen Prüfungsbericht. 

 

 

§ 18 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 

 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Mitgliederversamm-

lung mit der im § 15 Abs. 6 festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sie ist 

nur beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist.  

 

(2) Die Auflösung des Vereins kann nur beschlossen werden, wenn der Antrag den Mit-

gliedern mit der Tagesordnung angekündigt worden ist. 

 

(3) Ist die Versammlung nicht für eine Auflösung beschlussfähig, so kann sie mit einfa-

cher Mehrheit der anwesenden Mitglieder den Vorstand beauftragen, innerhalb von 

vier Wochen eine schriftliche Abstimmung durchzuführen. Die Auflösung ist be-

schlossen, wenn 3/4 der abstimmenden Mitglieder für den Antrag stimmen. 

 

(4) Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der/die 1. Vorsit-

zende und der/die 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die 

vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem 

anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 
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(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwe-

cke fällt das Vermögen des Vereins an den Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, 

zwecks Verwendung für die Unterhaltung der Freiherr-vom-Stein-Schule oder einer 

dieser nachfolgenden Schule. 

 

 

§ 19 Inkrafttreten 

 

Die vorstehende Satzung wurde in der Mitgliederversammlung am 27.05.2013 verabschiedet. 

 

Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung vom 11.10.1994 außer Kraft. 

 

 

 

 

Wetzlar den 27.05.2013 

 

 

 

13 Unterschriften 

 

 

 

 


